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I m Rahmen des Forschungsprojekts »Polizei
und Fremde« wurden im Frühjahr 1995 mit
Polizeibeamtinnen und -beamten aus unter-

schiedlichen Bundesländern und Polizeiberei-
chen eine Reihe von Workshops durchgeführt.
In ihnen sollten jene Bedingungen, Situationen
und Konfliktkontexte ermittelt werden, durch
die fremdenfeindliche Einstellungen, aversive
Emotionen und entsprechende Handlungswei-
sen bei Polizeibeamten entstehen und sich ver-
festigen können. Die Workshops zeigten, daß
ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen den
Belastungen des polizeilichen Alltags und den
Einstellungen bzw. Emotionen gegenüber aus-
ländischen Straftätern besteht. Was in entspre-
chenden Problemgebieten an Belastungen, aber
auch an feindseligen Emotionen, Einstellungen
und Übergriffen berichtet wurde, wird von Be-
amten aus unbelasteten Regionen und auch von
manchen Vorgesetzten oft nicht gesehen oder
nicht für möglich gehalten. Entsprechend wer-
den die negativen Auswirkungen dieser Bela-
stungen auf die Polizeibeamten selbst systema-
tisch unterschätzt.

Die Studie kommt daher zu dem Ergebnis,
daß es sich bei den in der Öffentlichkeit disku-
tierten Übergriffen von Polizeibeamten ge-
genüber Ausländern weder um »bloße Einzel-
fälle« handelt noch um ein »durchgehendes
Muster« polizeilicher Arbeit bzw. polizeispezi-
fischer Sozialisation allgemein, sondern um die
Konsequenz aus spezifischen Arbeitsbedingun-
gen und Belastungssituationen, die in Problem-
gebieten und bei Problemeinsätzen anfallen
und intern meist nicht thematisiert und bear-
beitet werden.

1. Projektskizze: Zielsetzung und 
Konzeption der Studie

Im Oktober 1994 hatte der »Arbeitskreis II«
der Innenministerkonferenz ein Forschungs-

projekt angeregt, das sich mit spezifischen Ur-
sachen und Ausdrucksformen von Rassismus
und Fremdenfeindlichkeit innerhalb der Polizei
befassen sollte. Mit der Vergabe und Betreuung
des Forschungsvorhabens wurde die Polizei-
Führungsakademie (PFA) in Münster-Hiltrup
beauftragt. Das praktische Ziel der durchzu-
führenden Studie sollte es sein, »die Polizei
besser auf die Kontakte und auch Konflikte mit
Bürgern ausländischer Herkunft vorzuberei-
ten«.1 Als eine wesentliche Informationsbasis
für solche Vorschläge wurden die Alltagserfah-
rungen, Sichtweisen und Einstellungen der un-
mittelbar betroffenen Polizeibeamtinnen und -
beamten angesehen. Um diese zu erkunden,
wurden im Frühjahr 1995 verschiedene Works-
hops (Arbeitstagungen mit Seminarcharakter)
konzipiert und durchgeführt.

Ziel dieser Workshops war es nicht, quanti-
tative Aussagen über die Verbreitung von aus-
länderfeindlichen Einstellungen, Übergriffen
und Straftaten innerhalb der Polizei zu treffen.
Dazu wäre eine aufwendige Dunkelfeldfor-
schung notwendig gewesen, für die die Mittel
nicht bereitstanden. In den Workshops sollten
vielmehr jene Bedingungen, Situationen und
Konfliktfelder in der Polizeiarbeit ermittelt
werden, durch die fremdenfeindliche Einstel-
lungen, Emotionen und Handlungsweisen
möglicherweise entstehen, sich verfestigen und
zuspitzen können.

Die Workshops waren als zweitägige, teil-
nehmerorientierte Seminare konzipiert; im
Vordergrund standen in erster Linie die The-
matisierung und Aufarbeitung der Erfahrun-
gen, Gefühle und Einstellungen von Polizeibe-
amten im Umgang mit Fremden. Methodische
Grundlage waren Gruppendiskussionen sowie
vertiefende Einzelinterviews.2

2. Probleme und Belastungen im 
Umgang mit ausländischen Straftätern
aus Sicht der Polizeibeamten: 
Ergebnisse der Untersuchung

Im folgenden werden einige zentrale Ergeb-
nisse der Workshops mit Polizeibeamten vor-
gestellt. Im Vordergrund stehen hier jene Pro-
bleme und Belastungen, die aus der Sicht der

beteiligten Polizeibeamten im Umgang mit
ausländischen Straftätern von besonderer Be-
deutung sind. Sie bilden jenen Erfahrungsraum
und Interaktionskontext ab, der für die Genese
fremdenfeindlicher Stereotype, Emotionen und
Handlungsweisen von Polizeibeamten von zen-
traler Bedeutung ist.

2.1 Strukturell bedingte Belastungen und
Probleme

In den durchgeführten Seminaren zeigte sich
eine z.T. massive Unzufriedenheit mit politi-
schen, rechtlichen und dienstpraktischen Rah-
menbedingungen der Polizeiarbeit. 

Vergleichsweise breiten Raum nahm die
Erörterung »allgemeiner« dienstlicher Bela-
stungsfaktoren ein. So wurden etwa ungünstige
Dienst- und Schichtzeiten, die Wohnortferne
der Dienststelle, die nicht leistungsgerechte
Bezahlung sowie die z.T. miserable räumliche
und materielle Ausstattung beklagt. Ärger und
Verbitterung entstehen, wenn sich Polizeibe-
amte an Wochenenden oder nach Dienstschluß
anderer Behörden (z.B. Jugendamt, Ausländer-
behörden, Sozialamt) als »Mädchen für alles«
mißbraucht fühlen. Nicht selten fühlen sich Po-
lizeibeamte als »Prügelknaben der Nation«, die
für politische Fehler und Versäumnisse den
Kopf hinhalten müssen (z.B. Drogenpolitik,
Asylpolitik). Einer der Seminarteilnehmer faß-
te diese Erfahrung in folgender Selbstbeschrei-
bung zusammen: »Der Neger und der Looser
bist Du!« 

Vor allem im Zusammenhang mit der derzei-
tigen Abschiebepraxis sehen sich Polizisten
mit Entscheidungen anderer Behörden kon-
frontiert, die als unverständlich und ungerecht
empfunden werden. Daß ein Asylbewerber
trotz schwerer oder wiederholter Straftaten so-
lange nicht abgeschoben werden kann, wie
über seinen Antrag noch nicht entschieden ist,
und daß sich die Antragsbearbeitung oft über
Monate und Jahre hinzieht, ist für viele Poli-
zeibeamte nicht nachvollziehbar. Zudem sind
die zur Erledigung der polizeilichen Ermitt-
lungsaufgaben notwendigen Informationen,
etwa von anderen Behörden, entweder gar
nicht oder nur auf inoffiziellem Wege zu be-
kommen (»Datenschutz = Täterschutz«). 
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Die aufwendigen polizeilichen Ermittlungen
werden als sinnlose Sisyphusarbeit empfunden,
wenn Verfahren trotz offensichtlicher Wieder-
holungsgefahr immer wieder eingestellt wer-
den. Die offizielle Verarbeitung der Delikte
durch Staatsanwaltschaft und Gericht gerät so
in immer schärferen Widerspruch mit dem Ge-
rechtigkeitsempfinden der Beamten. Vor die-
sem Hintergrund können sich dann gruppen-
spezifische Normen der Legitimität auch von
illegaler polizeilicher Gewaltanwendung her-
ausbilden. Illegale Polizeigewalt kann schließ-
lich als »normal« und selbstverständlich an-
gesehen werden, so daß ein zusätzlicher Be-
gründungszwang gar nicht mehr entsteht. So
ist bei Polizeibeamten, die wegen gewalttätiger
»Übergriffe« gegen Straftäter oder Tatverdäch-
tige angezeigt werden, oft kein Unrechtsbe-
wußtsein zu finden. Bezeichnend ist in diesem
Zusammenhang der Kommentar zum Tod eines
Tatverdächtigen, der von Polizeibeamten auf
der Wache offensichtlich geschlagen worden
war: »Es werden Tausende [von der Polizei]
geschlagen und sterben nicht – das war Pech!«
Angesichts der wahrgenommenen Ineffizienz
der justiziellen Verarbeitung ausländertypi-
scher Delikte (Einbruch, Diebstahl, Drogenkri-
minalität) können Beamte in Versuchung gera-
ten, »handgreifliche« Selbstjustiz zu praktizie-
ren: »Die Prügel hat er, die nimmt ihm keiner
mehr.« (Seminarteilnehmer)

2.2 Spezifische Belastungen im Kontakt
und Konflikt mit Ausländern

Viele Polizeibeamte erleben den Umgang
mit Ausländern bzw. ausländischen Straftätern
als große Belastung. Neben einem allgemeinen
Unsicherheits- und Fremdheitsgefühl ange-
sichts der fremden Kultur und Mentalität
(Temperament, Verhaltensweisen, Religion
etc.) stellen Sprachverständnisprobleme eine
Erschwernis der Polizeiarbeit dar. Die Festnah-
me nicht-deutscher Tatverdächtiger ist häufig
mit zeit- und kraftraubenden Einsätzen, lang-
wierigen Vernehmungen (z.T. unter Hinzuzie-
hung von Dolmetschern) und Schwierigkeiten
bei der Identitätsfeststellung verbunden. Dar-
über hinaus wird die ständige Begleitung von
abgelehnten, aber noch nicht abgeschobenen
Asylbewerbern bei allen Behördengängen so-
wie auch bei Arzt- und Zahnarztbesuchen von
den Polizeibeamten als besondere Demütigung
erfahren (»Wir sind doch nicht die Deppen der
Asylbewerber«). 

Als weiteres Problem wurde das aggressive
und provozierende Verhalten vieler ausländi-
scher Straftäter beschrieben, die nicht selten
Beamte angesichts der Folgenlosigkeit des po-
lizeilichen Einsatzes verspotten. Insbesondere
für Polizeibeamte, die auf städtischen »Pro-
blemrevieren« eingesetzt sind sowie für jene,
die zu speziellen Einsatzzügen gehören, stellt
die permanente Konfrontation mit aggressiven

und z.T. gewaltbereiten Straftätern eine gravie-
rende Belastung dar, die oft zu unkontrollierten
eigenen Gewaltausbrüchen führen kann:
»Wenn mich jemand anbrüllt, gibt’s den Knüp-
pel.« In diesem Zusammenhang werden auch
fremde Legitimitätsnormen (z.B. Faustrecht,
Ehrenkodex, fehlendes Unrechtsbewußtsein
bei Straftaten) als problematisch erlebt. Insbe-
sondere die strategische Ausnutzung der in
Deutschland geltenden rechtsstaatlichen und
moralischen Grenzen des polizeilichen Han-
delns löst bei vielen Beamten Empörung aus
(z.B. Kinder als Schutzschild bei verbotenen
Demonstrationen, oder Kinder und Jugendliche
unter 14 Jahren als Drogenkuriere etc.). Zudem
führt die im Vergleich zu vielen Herkunftslän-
dern rechtsstaatlich kontrollierte und liberale
Vorgehensweise der deutschen Polizei bei
manchen Ausländern und Aussiedlern nur zur
Verachtung und zur Respektlosigkeit gegenü-
ber der Polizei (»Weicheier«). 

Nicht zuletzt sind es der unausweichliche
Körperkontakt und die berufsbedingten Ein-
blicke in die Privatsphäre der Tatverdächtigen,
die Befremden hervorrufen und oft auch als
körperliche und psychische Extrembelastung
erlebt werden. Dies führt bei Beamten, die re-
gelmäßig Durchsuchungen vornehmen müssen,
zu schwer kontrollierbaren emotionalen Reak-
tionen des Widerwillens, des Ärgers und oft
auch des Ekels (wie dies z.T. auch im Umgang
mit Obdachlosen der Fall ist). »Wenn man mit
solchem Abschaum zu tun hat, muß man die
Handschuhe bis zur Schulter hochziehen.« (Se-
minarteilnehmer)

2.3 Stereotypenbildung als 
Generalisierung negativer Erfahrungen

In den durchgeführten Seminaren zeigte
sich, daß negative Stereotypen gegenüber Men-
schen ausländischer Herkunft je nach Erfah-
rungsraum und Problembelastung eine unter-
schiedlich wichtige Rolle im Polizeialltag
spielen. Offensichtlich bilden sich derartige ne-
gative Stereotypen aufgrund von immer wieder
gemachten Erfahrungen mit Ausländern bzw.
ausländischen Straftätern heraus, insbesondere
dann, wenn sie nicht durch Kontakte mit nicht
straffälligen Ausländern korrigiert werden
können. Es handelt sich damit weniger um
Vor-Urteile, die bereits in den Polizeidienst
»mitgebracht« wurden, als vielmehr um er-
fahrungsgesättigte Stereotypen, die im Hin-
blick auf polizeiliche Vorgehensweisen durch-
aus ein brauchbares, handlungsleitendes
»Arbeitsraster« abgeben. Dafür sind viele Bei-
spiele angeführt worden:

So zeigt etwa die polizeiliche Erfahrung, daß
sich unter den Drogendealern in bestimmten
Städten viele Asylbewerber aus einem ganz
bestimmten Herkunftsland befinden. Diese
Erfahrung führt wiederum zu einer intensi-
veren Kontrolle dieser speziellen Asylbewer-

bergruppe und zu entsprechenden Fahn-
dungserfolgen. 
In ähnlicher Weise gilt bei Polizeibeamten
die »Faustregel«, daß die Kontrolle von
Fahrzeugen mit polnischem Kennzeichen
oder die Beobachtung von rumänischen »Zi-
geunern« besonders »lohnend« sei. 
Insbesondere im Hinblick auf die hohe Ge-
waltbereitschaft einiger Ausländergruppen
wird ein »gesundes Mißtrauen« gegenüber
Angehörigen der entsprechenden Nationa-
lität geradezu als lebenswichtig für die be-
troffenen Beamten erachtet. Vor dem Hinter-
grund der Erfahrung, daß an vielen Mes-
serstechereien Kossovo-Albaner beteiligt
sind, formulierten Seminarteilnehmer »Kos-
sovo-Albaner = Messerstecher«. 
Aufgrund der Einsatzerfahrungen bei Kur-
dendemonstrationen generalisierte ein Semi-
narteilnehmer bezüglich der für diese ethni-
sche Gruppe »erfolgreichen« Kommunika-
tionsstrategie: »Der Kurde will angebrüllt
werden.«
Gleichwohl stellen derartige Stereotypen

eine Übergeneralisierung der Eigenschaften
weniger auf viele Menschen dar. Die häufig
fehlende Fähigkeit, zwischen unterschiedlichen
Ausländergruppen (z.B. Schwarzafrikanern aus
unterschiedlichen Herkunftsländern) zu diffe-
renzieren, kann hier zusätzlich zu falschen Zu-
schreibungen beitragen. Diese Verengung des
polizeilichen Blickwinkels bewirkt daher eine
selektive (und damit verzerrte) Wahrnehmung
der Realität, die zu einer Verallgemeinerung
negativer Erfahrungswerte führen kann.

2.4 Informations- und Kompetenzdefizite

Im Verlauf der Seminare zeigte sich, daß
sich viele Polizisten nur ungenügend über die
kulturellen Hintergründe, die Lebenssituation
und die jeweiligen Migrationsmotive verschie-
dener Ausländergruppen informiert fühlten.
Diese Wissens- und Informationsdefizite be-
dingen einerseits Unsicherheitsgefühle und
Mißverständnisse, und können andererseits vor
dem Hintergrund negativer Erfahrungen mit
ausländischen Straftätern und einer pauschalen
Interpretation der polizeilich registrierten Aus-
länderkriminalität, die weder zwischen auslän-
discher Wohnbevölkerung, Asylbewerbern und
illegal eingereisten Personen unterscheidet
noch die deutschen Vergleichsgruppen (Ju-
gendliche, Arbeitslose) berücksichtigt, zur Ver-
festigung ethnischer Stereotypen und fremden-
feindlicher Vorurteile führen. 

Hinzu kommt, daß sich Polizeibeamte durch
Aus- und Fortbildung kaum ausreichend auf
diese relativ neuen, mittlerweile jedoch berufs-
typischen Belastungen vorbereitet fühlen. Was
vor allem fehlt, ist die unmittelbare Nachberei-
tung und Supervision im Anschluß an bela-
stende und traumatische Erfahrungen. Zur Be-
wältigung zwischenmenschlicher Streß- und
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Konfliktsituationen sind daher neben einem
Basiswissen über das polizeiliche Gegenüber
auch Basiskompetenzen (z.B. der Kommunika-
tion, der Perspektivenübernahme, des Streßma-
nagements) erforderlich. Wo derartige Kompe-
tenzen zum jeweils benötigten Zeitpunkt nicht
in ausreichendem Maße vorhanden sind, steigt
das Risiko inadäquater Reaktionsweisen an.

2.5 Polizeiinterne Kommunikationsprobleme

Kommunikationsprobleme und fehlende
Transparenz, insbesondere zwischen unter-
schiedlichen Hierarchieebenen, tragen zu Unzu-
friedenheit, Desinformation und Mißverständnis-
sen bei, die auch hinsichtlich der Kontrolle und
Bearbeitung von abweichenden Verhaltenswei-
sen innerhalb der Polizei von Bedeutung sind. 

So wurde im Rahmen der durchgeführten
Seminare das Verhalten von Vorgesetzten vor
allem in der Schutz- und Bereitschaftspolizei
als abgehoben und wenig kollegial kritisiert.
Ihnen wird unterstellt, sie seien mehr an ihrem
eigenen »Image« als an einer guten Zusam-
menarbeit mit den ihnen unterstellten Beamten
interessiert und würden sich etwa bei Ermitt-
lungen gegen Polizeibeamte mehr von den Re-
aktionen der öffentlichen Meinung als von ih-
rer Verpflichtung zum Schutz der Mitarbeiter
leiten lassen.

Auch die mangelhafte Information vor
schwierigen Einsätzen (z.B. Kurdendemonstra-
tionen) sowie realitätsferne Führungsvorgaben
wurden als Zeichen für eine allgemeine Basis-
ferne der Vorgesetzten gewertet. Die offen-
sichtlich unzureichende Informationsübermitt-
lung führt u.a. dazu, daß manche polizeiliche
Konzepte und Strategien für die ausführenden
Beamten undurchsichtig bleiben. Insbesondere
das Deeskalationskonzept bzw. seine Anwen-
dung bei Großeinsätzen stößt bei Polizeibeam-
ten auf Unverständnis und z.T. massive Kritik.
Flexible, deeskalative Einsatzstrategien werden
in ihrer Zielsetzung und Durchführung kaum
verstanden (so wurde z.B. das Fehlen einer
»klaren Linie« bei Großeinsätzen und die
»mangelnde Zivilcourage« bei Vorgesetzten
beklagt). Viele Einsatzbeamte sehen in deeska-
lativen Maßnahmen nicht nur eine Gefährdung
ihrer persönlichen Sicherheit (z.B. bei einem
Verzicht auf martialisch wirkende Schutzanzü-
ge), sondern auch einen »Gesichtsverlust«.
Nach Auffassung vieler Beamter könnte sich
die Polizei durch ein selbstbewußteres und
energischeres Auftreten mehr Respekt bei po-
tentiellen Gewalttätern verschaffen. 

Den Vorgesetzten wird zudem vorgeworfen,
daß unrealistische und »unsinnige« Planvorga-
ben (sei es aus der Politik oder von der eigenen
Führungsebene) schlicht »nach unten« weiter-
gegeben würden, ohne zu überprüfen, ob die
Erfüllung dieser Vorgaben überhaupt möglich
ist und was dies für den Polizeibeamten an der
Basis bedeutet. Diese würden dadurch häufig

gezwungen, zu lügen und zu täuschen, um den
Planvorgaben auf dem Papier Genüge zu tun
(»Lüge, Meineid, Statistik«), was an der Basis
zu Frustration und Verbitterung, in den
Führungsebenen zum Realitätsverlust führe.

Während sich die Beamten über Gründe für
Einsatzpläne und deren Korrektur nicht hinrei-
chend und überzeugend informiert fühlen, sind
sie ihrerseits sehr zurückhaltend, was die Infor-
mation ihrer Vorgesetzten im Hinblick auf kriti-
sche Einsatzsituationen und Handlungen anbe-
langt. Sie unterstellen, daß sich die Vorgesetzten
ohnehin nicht für ihre konkrete Lebenswelt in-
teressieren und auch Konflikten aus dem Wege
gehen wollen, die entstehen, wenn sie zu genau
Bescheid wüßten (vgl. Punkt 2.7). Aus diesem
Grund ist die Ausbildung subkultureller abwei-
chender Normen von den Vorgesetzten nur
schwer zu korrigieren. 

2.6 Sozialisations- und Selektionseffekte

Diese spezifischen Probleme der Genese ab-
weichender Normen und Praktiken entstehen vor
allem auf Wachen in städtischen Problembrenn-
punkten mit hoher Kriminalitätsbelastung.
Durch die ständige Konfrontation mit dem z.T.
sehr schwierigen Klientel (Dealer, Zuhälter, aus-
ländische Jugendgangs, organisierte Krimina-
lität) bilden sich bei den betroffenen Beamten
häufig »derbe« Umgangsformen heraus (»Hart-
gesottenen Verbrechern ist nun einmal nicht mit
Glacéhandschuhen beizukommen«). Der jahre-
lange Einsatz unter Extrembedingungen geht
nicht selten mit Dauerstreß, Überlastungsge-
fühlen und beruflichem ›burn-out‹ einher. ›Burn-
out‹ bedeutet in diesem Zusammenhang nicht
einfach Motivationsverlust, sondern geht auch
mit einer Desensibilisierung, Verrohung und
dem Verlust der Bereitschaft einher, die Perspek-
tive der Gegenseite mitzubedenken. Andererseits
entwickeln Polizeibeamte auf Problemwachen
offensichtlich eine Art »Elitebewußtsein« derer,
die die »Drecksarbeit« machen müssen (i.d.S.,
daß es auf die Dauer nur die wirklich »harten
Männer« unter derartigen Einsatzbedingungen
aushalten oder sich sogar wohlfühlen). »Das ist
diese GSG-4-Mentalität. Die brauchen halt die
Action, sonst würden sie sich wahrscheinlich
langweilen.« (Seminarteilnehmer)

Hinzu kommt, daß die ohnehin hochbelaste-
ten Problemwachen nach Ansicht mancher Be-
amter zuweilen als »Strafbataillon« für Polizei-
beamte dienen, die sich Dienstverfehlungen
zuschulde kommen lassen. Durch eine bevor-
zugte Zuteilung von »Problembeamten« auf
Problemwachen können daher weitere uner-
wünschte Selektionseffekte entstehen.

2.7 Probleme im Umgang mit 
Fehlverhalten

Von Polizeibeamten wird erwartet, daß sie
auch in schwierigen Einsatzsituationen schnel-

le und verantwortungsvolle Handlungsent-
scheidungen treffen. In besonders belastenden
und möglicherweise unübersichtlichen Situa-
tionen steigt jedoch das Risiko für polizeiliches
Fehlverhalten und illegale Handlungen. Viele
Beamte wissen nicht, ob ihre Gewaltanwen-
dung ex post als angemessen und verhältnis-
mäßig bewertet wird. 

Bei polizeilichem Fehlverhalten und öffent-
lichen Anschuldigungen gegen Polizeibeamte
reagiert die Polizeiführung nach Auffassung
vieler Polizeibeamter mit übereilten und über-
zogenen Maßnahmen (z.B. Suspendierungen,
Versetzungen). Daß dienstrechtliche Maßnah-
men sowohl aus rechtsstaatlichen Gründen als
auch mit Rücksicht auf das öffentliche Anse-
hen der Polizei notwendig und sinnvoll sind,
wird kaum verstanden. Statt dessen werden
weitgehende Loyalitätsforderungen an die Po-
lizeiführung gestellt: Bis zur Erbringung des
Schuldbeweises müsse man als betroffener Be-
amter mit der Rückendeckung durch die
Führung rechnen können.3

Weitere Probleme wirft die schwierige recht-
liche Situation auf, in die Polizeibeamte gera-
ten, wenn sie Kenntnis von Übergriffen eines
Kollegen haben und dies nicht sofort zur An-
zeige bringen (Strafvereitelung im Amt). Für
viele Beamte stellt jedoch die Anzeige gegen
einen Kollegen einen zu weitgehenden Schritt
dar, insbesondere dann, wenn dies zur Suspen-
dierung des Kollegen führen könnte. Der poli-
zeiinterne Gruppendruck (»Korpsgeist«) und
die Angst vor der Ausgrenzung als Denunziant
tragen zusätzlich dazu bei, daß hier eine hohe
Hemmschwelle vorhanden ist. Zudem haben
viele Beamte die Befürchtung, daß ihre zur
Aufklärung von Straftaten notwendige Zeugen-
aussage nur allzuschnell als Grundlage für An-
schuldigungen gegen sie selbst verwendet wer-
den kann, ohne daß sie über diese rechtlichen
Konsequenzen vorher informiert worden
wären.

2.8 Befürchtungen angesichts 
multikultureller Entwicklungen

Es sind nicht die Ausländer als solche, die den
Polizeibeamten Probleme bereiten. Im Zusam-
menhang mit den ehemaligen Gastarbeitern wird
nur sehr selten von Konfrontationen und Ausein-
andersetzungen berichtet. Gleichwohl wird von
den Polizeibeamten darauf hingewiesen, daß
sich vor allem unter den Jugendlichen der zwei-
ten und dritten Einwanderergeneration ein neues
Konfliktpotential herausbildet. Als besonderes
Konfliktfeld erscheint den Polizeibeamten je-
doch vor allem der delinquente Anteil unter den
Asylbewerbern und Aussiedlern sowie eine rela-
tiv große Gruppe von eingewanderten Kriminel-
len, die nach Auskunft der Beamten insbesonde-
re aus Ost- und Südosteuropa sowie aus
bestimmten Ländern Afrikas kommen. Auch
empörten sich die Beamten darüber, daß von den
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abgelehnten Asylbewerbern in erster Linie die-
jenigen abgeschoben würden, die »anständig,
d.h. anpassungs- und integrationsbereit« sind,
die also den Meldeauflagen nachkommen und
daher erreichbar sind, während gerade die »il-
legalen«, delinquenten Asylbewerber oft nicht
ausgewiesen werden können, weil sie abge-
taucht sind. 

Über alle Seminare hinweg zeigten sich z.T.
erhebliche Vorbehalte und Befürchtungen hin-
sichtlich zukünftiger gesellschaftlicher Ent-
wicklungen, die durch eine verstärkte Zuwan-
derung von Ausländern bedingt sind. All-
gemeines Unbehagen verursacht das sich ver-
ändernde Zahlenverhältnis von Deutschen und
Ausländern, das insbesondere in Wohngebieten
mit hohem Ausländeranteil Ängste vor einer
»Überfremdung« der Gesellschaft und einem
zu erwartenden Minderheitenstatus der Deut-
schen schürt. So werden etwa Konkurrenzkon-
flikte um knappe Ressourcen (z.B. Wohnraum,
Bildungsmöglichkeiten) befürchtet, die auf Ko-
sten der einheimischen Bevölkerung gehen
könnten. Auch der Eindruck, daß die Krimina-
lität in steigendem Maße von Ausländern do-
miniert wird, trägt zur weiteren Verfestigung
entsprechender Befürchtungen bei. Besonders
die Vorstellung, die eingewanderten Gruppen
könnten über die Zuerkennung des allgemei-
nen Wahlrechts Einfluß auf die Gestaltung der
Gesellschaft nehmen, war bei vielen Seminar-
teilnehmern angstbesetzt.

Als Kristallisationspunkt für Vorbehalte ge-
genüber Fremden erwies sich immer wieder die
Erfahrung, daß Asylbewerber und Aussiedler
das deutsche Wohlfahrtssystem mißbrauchen
(z.B. durch mehrfache Inanspruchnahme von
Sozialleistungen). Ausländer und Aussiedler
werden nach Auffassung vieler Beamter gegenü-
ber Deutschen bevorzugt, z.B. im Hinblick auf 
• die Vergabe von Sozialwohnungen und die

Finanzierung von Wohnungseinrichtungen
• die Folgenlosigkeit von Strafbefehlen und

Straftaten
• die von ihnen häufig nicht zu erbringenden

Sicherheitsleistungen (z.B. als Kaution bei
Verkehrsunfällen).
Vielfach wird Asylbewerbern Schmarotzer-

tum und ungerechtfertigtes Anspruchsdenken
vorgeworfen; sozialstaatliche Zuwendungen
und Gratifikationen werden vor allem bei
Straffälligkeit als illegitim empfunden. In den
Augen vieler Polizeibeamter wird dem Asyl-
und Sozialmißbrauch durch zu weitreichende
Datenschutzbestimmungen und eine inkonse-
quente Abschiebepraxis zusätzlich Vorschub
geleistet. Ein weiterer Konfliktherd wird im
»mangelnden Gastbewußtsein« vieler Auslän-
der gesehen; insbesondere bei gewaltsamer po-
litischer Betätigung (Gewalt bei Demonstratio-
nen, Anschläge, importierte Kriminalität) liegt
nach verbreiteter Auffassung ein eklatanter
Mißbrauch des deutschen Gastrechts vor, der
auf Dauer nicht hingenommen werden könne.

3. Die Interpretation der Ergebnisse

Die intensiven Gruppendiskussionen und
Einzelgespräche mit Polizeibeamten haben sehr
deutliche Hinweise darauf ergeben, unter wel-
chen Arbeitsbedingungen sich in der Polizei 
(a) Stereotypen in bezug auf Gruppen von aus-

ländischen Straftätern bilden;
(b)sich feindselige Gefühle gegenüber diesen

Gruppen verfestigen;
(c) illegale polizeiliche Handlungen subjektiv

legitim erscheinen und dann auch von Kol-
legen gedeckt werden:

Es sind dies vor allem unverarbeitete Dauer-
belastungen, die erfahrene Sinnlosigkeit der
Polizeiarbeit, Irritationen des Rechtsbewußt-
seins und Gerechtigkeitsempfindens von Poli-
zeibeamten sowie die permanente Konfrontati-
on mit demütigenden Erfahrungen, Provokatio-
nen und Aggressionen, die eine zentrale Rolle
spielen. Hinzu kommt, daß Vorgesetzte ober-
halb der jeweiligen Dienstgruppe meist wenig
darüber erfahren, was an der »Basis« abläuft,
so daß die interne Kontrolle oft nicht funktio-
niert. Gerade dort, wo eine politisch korrekte
Selbstdarstellung von den Beamten eingefor-
dert wird, entwickelt sich oft eine informelle
Subkultur, in der eine den offiziellen Sprachge-
brauch kontrastierende Erfahrungswelt thema-
tisiert werden kann und deviante Normen und
Legitimitätsvorstellungen eine eigene Realität
und Normalität generieren.

Die derart eruierten Probleme und Konflikte
von Polizeibeamten im Umgang mit ausländi-
schen Tatverdächtigen und Straftätern und die
durch sie erzeugten Kognitionen und Emotio-
nen können nun durchaus unterschiedlich in-
terpretiert werden:

Zunächst könnte man annehmen, daß vor al-
lem Wissens- und Informationsdefizite ein
unzureichendes Verständnis fremder Kulturen
und Verhaltensweisen sowie ein wenig diffe-
renziertes Ausländerbild verursachen könnten.
In der Tat werden Wissens- und Informations-
defizite von den Polizeibeamten selbst festge-
stellt. Sie lassen sich auch durchaus in einer
z.T. sehr undifferenzierten Sicht von »den Aus-
ländern« und »der Ausländerkriminalität« er-
kennen. Gleichwohl sind die kritischen und
feindseligen Stereotype gegenüber verschiede-
ner Ausländergruppen nicht unmittelbar und
allein auf diese Defizite zurückzuführen. Von
großer Bedeutung ist hier, daß Polizeibeamte
berufsbedingt häufige Kontakte mit straffälli-
gen Ausländern, dagegen nur wenig Kontakt
mit nichtstraffälligen Ausländern haben. Durch
diese Einengung der Perspektive entsteht eine
stereotype Wahrnehmung und möglicherweise
eine daraus folgende Übergeneralisierung.

Auch die These, daß im Laufe der berufli-
chen Sozialisation sich bei Polizeibeamten
spezifische Einstellungen, Wahrnehmensmu-
ster und Verhaltensweisen entwickeln, welche
fremdenfeindliches Handeln begünstigen (»au-

toritäre Charakterstrukturen«), muß in dieser
Pauschalität zurückgewiesen werden. Es ist
weder die berufliche Sozialisation als solche,
noch die überwiegende Selbstselektion auto-
ritäter Charaktere in die Polizei, als vielmehr
eine spezifische Sozialisation durch schwer
zu verarbeitende Belastungen und Interakti-
onserfahrungen, die zu einer Entwicklung
und Verfestigung fremdenfeindlicher Einstel-
lungen und Handlungsweisen (»Übergriffe«)
führen. Natürlich können hier auch vorgängige
Einstellungen und »rechte« Orientierungen
eine wichtige Rolle spielen. Aber erst vor dem
Hintergrund von konkreten und wiederholten
Erfahrungen im beruflichen Alltag entwickeln
sich jene kollektiven Vorstellungen, in denen
Deprivationserfahrungen, ein gestörtes
Rechtsempfinden und Gerechtigkeitsgefühl
und unverarbeitete Emotionen und Aggres-
sionen amalgamieren: etwa wenn sozialstaatli-
che Zuwendungen an Ausländer als illegitim
empfunden werden (»Sonderbehandlung für
Asylbewerber und Aussiedler«; »Sie werden
verhätschelt und verwöhnt«), die Entscheidun-
gen anderer Behörden häufig als unverständ-
lich und ungerecht empfunden werden (z.B.
keine Abschiebung straffälliger Asylbewerber
und deren Unterstützung durch Sozialhilfe),
und die Konfrontation mit Provokationen,
Demütigungen und Aggressionen nur über
Feindbildprojektionen und aversive Emotionen
(»Abschaum«) verarbeitet werden können. Die
Vorstellung, daß zudem durch die legalen Re-
striktionen polizeilichen und justitiellen Han-
delns eine Bewältigung entsprechender Pro-
blemlagen und effektive Strafverfolgungsarbeit
erschwert und z.T. verhindert werden, kann
dann auch die rechtlichen und ethisch-morali-
schen Hemmungen beseitigen, die dem Ausle-
ben dieser Gefühle im Wege stehen. Unter die-
sen Bedingungen werden daher von manchen
Polizeibeamten auch illegale Handlungen
(»Selbstjustiz«) gegenüber ausländischen
Straftätern und Tatverdächtigen als notwendig
oder legitim erachtet. 

Besonders problematisch werden diese aver-
siven Emotionen, fremdenfeindlichen Stereoty-
pen und Vorstellungen illegitimer Privilegierung
von Ausländern dann, wenn sie in Polizeigrup-
pen kumulieren und den Gruppenprozeß domi-
nieren, wie dies z.B. auf bestimmten »Pro-
blemwachen« oder in speziellen Einsatzzügen
(auch durch ungeplante Selektionsprozesse) oft
der Fall ist. Daraus resultiert schließlich auch,
daß die Aufdeckungswahrscheinlichkeit (und
damit das Risiko) bei polizeilichen Übergriffen
gering ist: Der polizeiliche Korpsgeist und in-
formelle Normen verhindern das Bekanntwer-
den von illegalen Handlungen. Diese Prozesse
werden dadurch begünstigt, daß eine ganze
Reihe von Bestimmungen, die den Grund-
rechtsschutz der Bürger gegenüber der Polizei
sicherstellen sollen, sehr leicht umzufunktio-
nieren sind: Der Behauptung eines polizeili-
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chen Übergriffs kann mit der Gegendrohung
»Widerstand gegen die Staatsgewalt« begegnet
werden; eine verspätete Kollegenkritik setzt
sich der Gefahr der Ermittlung wegen Strafver-
eitelung im Amt aus. Vorbereitete und abge-
stimmte Zeugenaussagen verringern die pro-
zessualen Chancen der Bürger, die sich ge-
schädigt fühlen.

Die Studie kommt daher zu dem Ergebnis,
daß fremdenfeindliche Einstellungen und
Handlungsmuster (bis hin zu gewalttätigen
Übergriffen gegen ausländische Tatverdächti-
ge) innerhalb der Polizei weder als ein Pro-
blem einzelner Polizeibeamter (»schwarze
Schafe«) abgetan werden kann noch als ein
durchgehendes Muster polizeilichen Alltag-
handelns und Ausdruck polizeilichen Selbst-
verständnisses dramatisiert und mißverstan-
den werden darf. Es handelt sich vielmehr um
eine Konsequenz ganz spezifischer Arbeitser-
fahrungen und Belastungen, mit der Teile der
Polizei zunehmend konfrontiert werden, und
deren polizeiinterne Bearbeitung große Defi-
zite aufweist. Diese spezifischen strukturellen
Ursachen und Bedingungen fremdenfeindli-
cher Orientierungen und Handlungen von Po-
lizeibeamten werden weder durch eine Indivi-
dualisierung (»Einzelfälle«) noch durch eine
Generalisierung und Pauschalisierung der
Probleme (»durchgehendes Muster«; »auto-
ritäres Berufsverständnis«) angemessen be-
schrieben.

Genau dies aber scheint dringend notwen-
dig, wenn man nach geeigneten Gegenmaß-
nahmen sucht. Daß es sich hier um ein ernst-
zunehmendes und drängendes Problem
handelt, macht ein weiterer Aspekt des Pro-
blems deutlich, der leicht aus dem Blick gerät.
Der Verfestigung der Feindbilder in Teilen der
Polizei entspricht in manchen Ausländergrup-
pen eine synchrone Verfestigung der Vorstel-
lung, von der deutschen Polizei rassistisch
verfolgt zu werden. Die Konsequenzen einer
solchen wechselseitig kontrastverschärfenden
Stereotypenbildung konnten am Beispiel von
Großbritannien in ihren fatalen Auswirkungen
verfolgt werden (Eckert, Willems, Wolf 1990).
Auch die deutsche Polizei wird sich nur
schwer einer solchen Eskalationslogik entzie-
hen können.

Helmut Willems (DJI München), Roland Eckert
(Univ. Trier) und Johannes Jungbauer 

(Univ. Trier)

Anmerkungen

1 Rundschreiben der PFA an die beteiligten Poli-
zeidienststellen vom 3.3.1995.

2 Insgesamt wurden acht Workshops mit Beamten
aus unterschiedlichen Polizeigruppen durchge-
führt: vier unter Leitung von Prof. Bornewasser
(Greifswald), vier von einem Team aus Trier
(Prof. Eckert) und München (Dr. Willems). Die

folgenden Ausführungen stützen sich auf das
Material des letztgenannten Teams. Beide Teil-
studien kamen unabhängig voneinander zu ähn-
lichen empirischen Befunden.

3 Die Überlegung, daß gerade durch diese
Rückendeckung der Schuldbeweis verhindert
werden kann, taucht nicht auf. Aus Sicht der
Autoren stellt sich an dieser Stelle die Frage, ob
nicht auch die justizielle Verarbeitung von De-
likten innerhalb der Polizei reformbedürftig ist
(vgl. Eckert, 1994).
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